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INTERDIÖZESANES DATENSCHUTZGERICHT  

 

IDSG 07/2025 

 

 

 

 

 

Im Namen der (Erz-)Diözesen 

 im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz  

auf Grund eines Mandats des Heiligen Stuhls 

 

 

B E S C H L U S S  

 

 

In dem Rechtsstreit  

 

XXX 

          - Antragsteller  - 

gegen 

 

die Kirchliche Datenschutzaufsicht  

 

- Antragsgegnerin - 

Beteiligte: Katholische Pfarrei  
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hat das Interdiözesane Datenschutzgericht ohne mündliche Verhandlung durch den 

Vorsitzenden Richter des Interdiözesanen Datenschutzgerichts Bernhard Fessler, den 

beisitzenden Richter am Interdiözesanen Datenschutzgericht mit Befähigung zum Richteramt 

nach dem Deutschen Richtergesetz Gebhard von Cohausen-Schüssler und die beisitzende 

Richterin am Interdiözesanen Datenschutzgericht mit akademischem Grad im kanonischen 

Recht Dr. theol., Lic. iur. can. M. A. Martina Tollkühn  

 

am   14. Dezember 2025 

b e s c h l o s s e n : 

Der Bescheid vom 14. Januar 2025 wird aufgehoben. 

 

Im Übrigen werden die Anträge der Antragsteller vom 13. Februar 

2025 und 20. Juni 2025 als unbegründet zurückgewiesen. 

 

Gerichtsgebühren werden nicht erhoben. Auslagen werden nicht 

erstattet.  

 

Tatbestand:  

Die Beteiligte betrieb von Mai 2022 bis Mai 2024 im Haus des Antragstellers eine 

Kleiderkammer, die zuvor vom Deutschen Roten Kreuz seit 2016 betrieben worden war. Der 

Antragsteller vermietete die Räume an die Beteiligte, trug aber selbst die Mietkosten und die 

Nebenkosten. Ehrenamtliche Mitarbeiter nahmen die Kleiderspenden entgegen und gaben die 

Kleider an Kunden aus. In der Vergangenheit gehörten auch die Antragsteller zum Kreis der 

ehrenamtlichen Mitarbeiter. Die ehrenamtlichen Mitarbeiter trugen die Geldspenden, die die 

Empfänger der Kleider machten, in ein Spendenverzeichnis ein. Die Geldspenden betrugen 

regelmäßig zwischen 0,50 Euro und 2 Euro. 

 

Anfang 2024 erfuhr der Antragsteller, dass die ehrenamtlichen Mitarbeiter deutlich höhere 

Geldspenden verlangten. Die Beteiligte bot ihm an, ihm einen Teil der Einnahmen der 

Kleiderkammer zukommen zu lassen, was der Antragsteller ablehnte. Im März 2024 kündigte 

der Antragsteller das Mietverhältnis mit Ablauf des 31. Mai 2024. Als die Antragstellerin Ende 

Mai 2024 das Spendenverzeichnis einsehen wollte, wurde ihr dies durch eine ehrenamtliche 

Mitarbeiterin abgelehnt.  
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Wegen der Einsicht in das Spendenverzeichnis wandte sich der Antragsteller mehrmals 

erfolglos an die Beteiligte, unter anderem mit seinen Schreiben vom 28. Juni 2024 und 18. Juli 

2024. Mit Schreiben vom 2. August 2024 richtete der Antragsteller eine Beschwerde an das 

erzbischöfliche Ordinariat des Erzbistums und bat als Gemeindemitglied der Beteiligten um 

Hilfe zur Erlangung von Einsicht in das Spendenverzeichnis für die Zeit ab 2024 und alternativ 

zur Zusendung entsprechender Kopien. Zur Begründung machte er geltend, im 

Spendenverzeichnis seien seit Anfang 2024, jedenfalls ab Ende Februar 2024 Äußerungen über 

die Antragsteller eingetragen worden. Die Besuche der Antragsteller in der Kleiderkammer 

seien dokumentiert und kommentiert worden. Abwertende, aus dem Zusammenhang gerissene 

negative Bemerkungen seien notiert worden. Eintragungen, die die Antragsteller persönlich 

beträfen, hätten in einem Spendenverzeichnis nichts zu suchen. Das Erzbistum XX  informierte 

die Beteiligte über die Beschwerde. In einem an den Antragsteller gerichteten und vom Pfarrer 

unterzeichneten Schreiben vom 8. Oktober 2024 führte die Beteiligte unter  

anderem aus: 

„Das von der Pfarrei XX geführte Spendenverzeichnis wurde von mir und einer weiteren 

Person gemeinsam geprüft. Wir haben festgestellt, dass Sie in dem handschriftlich geführten 

Spendenverzeichnis, in dem die Spendenzugänge an den jeweiligen Öffnungstagen der 

Kleiderkammer und die an die Pfarrei weitergeleiteten Spendensummen verzeichnet sind, 

namentlich nicht erwähnt werden.  

Auf eventuell vorliegende private Aufzeichnungen ehemaliger ehrenamtlicher Mitarbeiter der 

aufgelösten Kleiderkammer XX hat die Pfarrei XX - XX keinen Zugriff. Insofern können wir 

uns hierzu nicht äußern.“ 

 

Unter dem 31. Oktober 2024 lehnte die Beschwerdestelle des Erzbischöflichen Ordinariats eine 

fachliche Einschätzung der Angelegenheit ab und verwies auf die Zuständigkeit des 

Kirchenvorstands der Beteiligten.  

 

Unter dem 11. Dezember 2024 teilte der Verwaltungsleiter der Beteiligten den Antragstellern 

folgendes mit: 

„Pfarrer XX  hat im November 2024 mit der betroffenen ehemaligen Ehrenamtlichen 

gesprochen und sich nach ihren handschriftlichen Notizen während der Arbeit in der 

Kleiderkammer erkundigt. Die Ehrenamtliche hat Pfarrer XX  mitgeteilt, dass diese 

Aufzeichnungen nicht mehr existieren.“ 
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Am 13. Dezember 2024 erhoben die Antragsteller bei der Antragsgegnerin 

Datenschutzbeschwerde mit dem Antrag auf Gelegenheit zur Einsichtnahme in das 

Spendenverzeichnis für die Zeit seit Anfang Mai 2022. Hilfsweise beantragten sie, die 

Beteiligte anzuweisen, auf die ehrenamtliche Mitarbeiterin XX  einzuwirken, von dieser eine 

schriftliche Auskunft zum Beiseiteschaffen des Spendenverzeichnisses zu erhalten. Durch 

Schreiben vom 18. Dezember 2024 bestätigte die Antragsgegnerin den Eingang der 

Beschwerde und bat um eine umfassende Sachverhaltsdarstellung. In ihrer 

Sachverhaltsdarstellung vom 9. Januar 2025 trugen die Antragsteller vor, sie seien namentlich 

mindestens im März und April 2024 im Spendenverzeichnis benannt sowie in mindestens einem 

weiteren Fall negativ benannt worden.  

 

Durch Bescheid vom 14. Januar 2025, zugestellt am 20. Januar 2025, regelte die 

Antragsgegnerin folgendes: „Die Beschwerde ist unbegründet. Ein Verstoß der 

Verantwortlichen gegen datenschutzrechtliche Vorschriften konnte nicht festgestellt werden.“ 

Zur Begründung führte sie aus, der Anspruch aus § 17 KDG richte sich lediglich auf Auskunft 

und nicht auf die von den Antragstellern geltend gemachte Einsicht in das Spendenverzeichnis. 

Dem Auskunftsanspruch habe die Beteiligte durch ihr Schreiben vom 8. Oktober 2024 

entsprochen. Soweit eventuell „private“ Aufzeichnungen der Beschäftigten existierten, betreffe 

dies den Auskunftsanspruch gegen die Verantwortliche nicht, da solche Aufzeichnungen nicht 

von ihr veranlasst worden seien. Wenn es sich bei solchen Aufzeichnungen um handschriftliche 

Notizen handele, die nicht in einem Dateisystem gespeichert seien oder werden sollten, sei 

bereits der sachliche Anwendungsbereich des § 2 KDG nicht eröffnet. Jedenfalls sei der 

organisatorische Anwendungsbereich des § 3 KDG nicht eröffnet, da es sich bei den 

Beschäftigten nicht um kirchliche Stellen gemäß § 3 Abs. 1 KDG handele.  

 

Am 17. Februar 2025 haben die Antragsteller durch ihre Antragsschrift vom 13. Februar 2025 

Rechtsschutz beim beschließenden Gericht begehrt. Sie tragen mit Schreiben vom 21. Mai 2025 

vor, die Antragsgegnerin habe im Verwaltungsverfahren gegen die Grundsätze des fairen 

Verfahrens und der Gewährung rechtlichen Gehörs verstoßen. Es bestehe auch die Besorgnis 

der Befangenheit. Die Antragsgegnerin habe die Beschwerde bereits am dritten Arbeitstag nach 

Zugang einer E-Mail der Antragsteller zurückgewiesen, ohne die Zusendung weiterer 

angekündigter Unterlagen abzuwarten. 

Der Anwendungsbereich des § 2 KDG sei eröffnet, weil auch handschriftliche Verzeichnisse, 

die in einem Dateisystem gespeichert werden sollten, dem Datenschutz unterlägen. Als 
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Dateisystem sei jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten anzusehen, zum 

Beispiel eine Akte oder eine Sammlung von Karteikarten.  

Die Angabe der Beteiligten, dass die Antragsteller in dem handschriftlich geführten 

Spendenverzeichnis namentlich nicht erwähnt seien, treffe nicht zu. Durch Vorlage von 

Auszügen aus dem Spendenverzeichnis vom 29. Februar 2024 und vom 28. März 2024 hätten 

die Antragsteller belegt, dass sie sehr wohl im Spendenverzeichnis namentlich erwähnt seien. 

Die Antragsteller legen dazu eine Kopie des Auszugs aus dem Spendenverzeichnis vom 28. 

März 2024 vor, das folgende Passage enthält: „X + Y XX- wieder „volles Programm“ “. Die 

Auskunft der Beteiligten entspreche deshalb nicht der Wahrheit. Die von den Antragstellern 

vorgebrachten Beweise seien von den anderen Verfahrensbeteiligten gänzlich unbestritten 

geblieben. 

Die handschriftlichen Aufzeichnungen der ehrenamtlichen Mitarbeiter seien ebenfalls 

datenschutzrechtlich relevant, weil sie von der Beteiligten veranlasst worden seien. 

Die Spendeneinnahmen seien keine Geschäftsgeheimnisse der Beteiligten, da sie im Pfarrblatt 

veröffentlicht worden sein. Bei der Einsichtnahme der Antragsteller in das Spendenverzeichnis 

könnten Daten Dritter geschwärzt werden.  

 

Die Antragsteller beantragen sinngemäß, 

den Bescheid der Antragsgegnerin vom 14. Januar 2025 aufzuheben und 

die Antragsgegnerin zu verpflichten, die Beteiligte anzuweisen, den 

Antragstellern Gelegenheit zur Einsichtnahme in die 

Spendenverzeichnisse seit Anfang Mai 2022 zu geben.  

Durch Schriftsatz vom 20. Juni 2025 erweitern sie ihren Antrag  

auf die Einsichtnahme in alle Spendenverzeichnisse ab dem 1. Januar 

2022. 

 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

   den Antrag als unbegründet zurückzuweisen. 

 

Sie nimmt Bezug auf die Begründung ihres Bescheides vom 14. Januar 2025 und trägt vor, die 

Nichtgewährung der Einsicht in die Spendenliste stelle keinen Datenschutzverstoß dar. Name 

und Spendensumme seien personenbezogene Daten. Die Weitergabe dieser Daten stelle eine 

datenschutzrechtliche Verarbeitung dar und bedürfe einer Rechtsgrundlage (§ 6 KDG), die 

jedoch nicht ersichtlich sei. Die Beteiligte habe den Antragstellern mit Schreiben vom 8. 
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Oktober 2024 mitgeteilt, dass keine personenbezogenen Daten der Antragsteller verarbeitet 

worden seien. Der Auskunftsanspruch nach § 17 KDG sei durch die Beteiligte erfüllt worden. 

 

Die Beteiligte stellt keinen Antrag. Sie nimmt Bezug auf das Vorbringen der Antragsteller, 

soweit darin die Erklärungen der Beteiligten wiedergegeben sind. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen auf den 

Inhalt der Gerichtsakte und des Verwaltungsvorgangs der Antragsgegnerin.   

 

Entscheidungsgründe:  

Die Anträge der Antragsteller haben nur teilweise Erfolg. Der Anfechtungsantrag ist zulässig 

und begründet. Die weitergehenden Anträge sind unbegründet.  

 

I.) Der gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 14. Januar 2025 gerichtete Antrag ist als 

Anfechtungsantrag zulässig. § 14 Abs. 2 lit. c) KDSGO sieht nach seinem Wortlaut 

ausschließlich Feststellungsanträge vor. Darüber hinaus ist in der Rechtsprechung des 

beschließenden Gerichts geklärt, dass auch Anfechtungsanträge gegen Bescheide der 

Datenschutzbehörden und möglicherweise auch Verpflichtungsanträge gegen 

Datenschutzbehörden zulässig sein können.  

 

 IDSG, Beschlüsse vom 25. April 2022 - IDSG 10/2021 -, vom 5. Dezember 2024  

- IDSG 01/2024 -, vom 17. Februar 2025 - IDSG 13/2024 - und vom 28. August 2025 - 

IDSG 03/2025 -; vgl. auch DSG-DBK, Beschluss vom 13. Juni 2025 - DSG-DBK 

04/2025 -; Korta, in: Reichold/Ritter/Gohm, MAVO/KAGO/KDSGO, Kommentar, 1. 

Auflage 2023, § 14 KDSGO, Rn. 5.  

 

Die Antragsteller sind gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 KDSGO antragsbefugt. Nach dieser Vorschrift 

ist antragsbefugt, wer vorbringt, durch die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten in 

eigenen Rechten verletzt zu sein. Die Antragsteller machen geltend, durch die 

Datenverarbeitung der Beteiligten in ihren eigenen Rechten verletzt zu sein. 

 

Die Jahresfrist der Verwirkung des Antragsrechts gemäß § 2 Abs. 3 KDSGO ist noch nicht 

abgelaufen. Nach Zustellung des angegriffenen Bescheides am 20. Januar 2025 ging der Antrag 

bereits am 17. Februar 2025 bei Gericht ein.  
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II.) Der Anfechtungsantrag ist auch begründet, weil der Bescheid vom 14. Januar 2025 

rechtwidrig ist und die Antragsteller in ihren kirchlichen Datenschutzrechten verletzt. Die 

formelle Rechtmäßigkeit des Bescheides bedarf keiner abschließenden Klärung, da er jedenfalls 

materiell rechtswidrig ist. Die Antragsgegnerin hat die Datenschutzbeschwerde zu Unrecht als 

unbegründet abgelehnt und die Feststellung eines Datenschutzverstoßes der Beteiligten zu 

Unrecht abgelehnt. Denn die Beteiligte hat gegen § 17 KDG verstoßen.  

 

Der sachliche Anwendungsbereich des KDG ist gemäß § 2 Abs. 1 KDG eröffnet. Nach dieser 

Vorschrift gilt das KDG für den hier vorliegenden Fall der nichtautomatisierten, 

handschriftlichen Verarbeitung personenbezogener Daten, wenn die Daten in einem 

Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. Ein Dateisystem ist jede 

strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich 

ist (§ 4 Nr. 8 KDG, Art. 4 Nr. 6 DSGVO). Eine Sammlung ist die planmäßige 

Zusammenstellung einzelner Angaben, die einen inneren Zusammenhang - etwa durch die 

Gleichartigkeit der Information oder des Zwecks - aufweisen. Das für die Strukturierung 

erforderliche Kriterium kann auch die chronologische Sortierung sein.  

 

 Vgl. Kühling/Buchner, DSGVO/BDSG, Kommentar, 4. Auflage 2024,  

Art. 4 Nr. 6 DSGVO, Rn. 3; Sydow/Marsch, DSGVO/BDSG, Kommentar,  

3. Auflage 2022, Art. 4 DSGVO, Rn. 112; IDSG, Beschlüsse vom 2. Februar 2021  

- IDSG 09/2020 -, vom 11. September 2023 - IDSG 01/2022 - und  

vom 12. August 2024 - IDSG 15/2023 -.  

 

Nach diesen Grundsätzen stellt das handschriftlich geführte Spendenverzeichnis ein 

Dateisystem dar. Der innere Zusammenhang der verarbeiteten Daten ergibt sich hier durch die 

gleichartige Information über die eingenommenen Spenden und den gemeinsamen Zweck der 

Dokumentation der Spenden, die mit der Beteiligten abgerechnet und einem kirchlichen Zweck 

zugeführt werden. Das Strukturkriterium ist die chronologische Sortierung der für die einzelnen 

Tage der Öffnung der Kleiderkammer erstellten Spendenlisten.  

 

Die Beteiligte hat den Auskunftsanspruch der Antragsteller nicht erfüllt, weil die erteilte 

Auskunft vom 8. Oktober 2024 unzutreffend ist. Gemäß § 17 Abs. 1 KDG hat die betroffene 

Person das Recht, von dem Verantwortlichen eine Auskunft darüber zu verlangen, ob sie 
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betreffende Daten verarbeitet werden; wenn dies der Fall ist, besteht ein Recht auf Auskunft 

über diese personenbezogenen Daten und auf weitere Informationen (Katalog a) bis h) sowie 

gemäß § 17 Abs. 3 KDG auf eine Kopie der personenbezogenen Daten.  

 

Die Antragsteller sind die Betroffenen, weil das Spendenverzeichnis deren personenbezogene 

Daten enthält. Die Beteiligte ist als Verantwortliche Schuldnerin des Anspruchs, denn sie 

bestimmt die Zwecke und Mittel der Datenverarbeitung mit den Spendenverzeichnissen (§ 4 

Nr. 9 KDG). Die Auskunft der Beteiligten vom 8. Oktober 2024 ist unzutreffend, weil die 

Antragsteller im Spendenverzeichnis vom 28. März 2024 namentlich erwähnt sind mit der 

Bezeichnung „X + Y  XX“.  Auf diese Namensangabe bezieht sich die weitere Angabe „wieder 

„volles Programm“ “, die als kritische Anmerkung zur Person der beiden Antragsteller 

verstanden werden kann. Weder die Antragsgegnerin noch die Beteiligte hat die Echtheit des 

Spendenverzeichnisses, das das Original der von den Antragstellern vorgelegten Kopie 

darstellt, bestritten. Ob die Antragsteller außerdem in weiteren Spendenverzeichnissen 

namentlich erwähnt sind - insbesondere in dem vom 29. Februar 2024 -, bedarf keiner 

abschließenden Klärung, weil durch das Spendenverzeichnis vom 28. März 2024 die 

Unrichtigkeit der Auskunft vom 8. Oktober 2024 bereits belegt ist.  

 

Die Erteilung der inhaltlich fehlerhaften Auskunft stellt nicht nur eine Nichterfüllung des 

Auskunftsanspruchs aus § 17 KDG dar, sondern auch eine rechtswidrige Datenverarbeitung, 

die insbesondere gegen die Grundsätze der sachlichen Richtigkeit und Zweckbindung gemäß § 

7 Abs. 1 lit. b) und d) KDG (Art. 5 Abs. 1 lit. b) und d) DSGVO) verstößt.  

 

 Vgl. zu dieser Konsequenz: Kühling/Buchner, DSGVO/BDSG, Kommentar,  

4. Auflage 2024, Art. 15 DSGVO, Rn. 32a. 

 

Außerdem ist die korrekte Erteilung der Auskunft oft eine notwendige Voraussetzung für die 

Feststellung von Datenschutzverstößen und den daraus eventuell folgenden weiteren 

Maßnahmen wie das Geltendmachen von Ansprüchen auf Berichtigung (§ 18 KDG), Löschung 

(§ 19 KDG) und Schadenersatz (§ 50 KDG).  

 

Da die Beteiligte zu Unrecht davon ausgeht, dass personenbezogene Daten der Antragsteller in 

den Spendenverzeichnissen nicht enthalten seien, hat sie auch ihrer Pflicht zu den weiteren 

Informationen des Katalogs des § 17 Abs. 1 lit. a) bis h) KDG und zur Vorlage von Kopien      
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(§ 17 Abs. 3 KDG) nicht genügt. Soweit die Spendenverzeichnisse, in denen die Antragsteller 

namentlich erwähnt sind, schützenswerte Daten anderer Personen enthalten (§ 17 Abs. 4 KDG), 

können diese Daten - wie die Antragsteller es bereits angeregt haben - in den Kopien geschwärzt 

werden.  

 

III.) Die weitergehenden Anträge auf Verpflichtung der Antragsgegnerin zum Einschreiten 

gegen die Beteiligte - etwa auf der Grundlage von § 47 Abs. 5 lit. f) KDG - sind unbegründet. 

Die Antragsteller haben keinen Anspruch auf Einsichtnahme in die Spendenverzeichnisse. 

 

Aus § 17 KDG ergibt sich ein solcher Anspruch nicht. Das Recht auf Auskunft und auf 

Überlassung von Kopien beinhaltet nicht ein Recht auf Akteneinsicht. Die Akteneinsicht geht 

über die in § 17 Abs. 1 und 3 KDG normierten Rechte hinaus, weil sie die Einsichtnahme in 

die Originalakte in der vollständigen und unveränderten Fassung bedeutet.  

 

 Sydow/Marsch, DSGVO/BDSG, Kommentar, 3. Auflage 2022,  

Art. 15 DSGVO, Rn. 30.  

 

§ 6 KDG gewährt den Antragstellern ebenfalls kein Recht auf Einsichtnahme in die 

Spendenverzeichnisse. Die Gewährung der Einsichtnahme in die Spendenverzeichnisse 

bedeutet eine Datenverarbeitung der Beteiligten in Form der Offenlegung von Daten der 

anderen Spender (§ 4 Nr. 3 KDG). Diese Datenverarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn die 

Voraussetzungen einer Fallgruppe aus dem Katalog des § 6 Abs. 1 a) bis g) KDG erfüllt sind. 

Diese Voraussetzungen sind jedoch nicht gegeben. Insbesondere § 6 Abs. 1 lit. d) KDG greift 

nicht ein. Nach dieser Vorschrift ist die Datenverarbeitung zulässig, wenn sie zur Erfüllung 

einer rechtlichen Verpflichtung des Verantwortlichen erforderlich ist. Dies hätte der Fall sein 

können, wenn der Mietvertrag zwischen dem Antragsteller und der Beteiligten die Zahlung 

einer Miete in Abhängigkeit vom Spendenvolumen vorgesehen hätte. Dann hätte eine 

Nebenpflicht der Beteiligten bestehen können, dem Antragsteller Einsicht in die 

Spendenverzeichnisse zu gewähren. Eine solche Regelung enthielt der Mietvertrag jedoch nicht 

und der Antragsteller hat im weiteren Verlauf des Mietverhältnisses eine Beteiligung am 

Spendenaufkommen ausdrücklich abgelehnt.  
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IV.) Die Kostenentscheidung folgt aus § 16 Satz 1 und 2 KDSGO. Eine materielle 

Rechtsvorschrift, die eine Verpflichtung der Verfahrensbeteiligten zur Tragung der 

außergerichtlichen Kosten untereinander normiert, ist nicht ersichtlich.  

 

Rechtsmittelbelehrung:  

Jeder Beteiligte kann gegen die Entscheidung des Interdiözesanen Datenschutzgerichtes binnen 

einer Frist von drei Monaten nach Erlangen der Kenntnis von ihrem Inhalt die Entscheidung 

des Datenschutzgerichts der Deutschen Bischofskonferenz beantragen, soweit von seinem 

Antrag abgewichen wurde (§ 17 Abs. 1 KDSGO).  Der Antrag ist schriftlich bei der 

Geschäftsstelle des Datenschutzgerichts der Deutschen Bischofskonferenz, Kaiserstraße 161, 

53113 Bonn (Telefax: 0228-103-5216) oder wahlweise bei der Geschäftsstelle des 

Interdiözesanen Datenschutzgerichts, Kaiserstraße 161, 53113 Bonn (Telefax: 0228-103-5239 

einzureichen. Die Antragsschrift muss den Namen der Beteiligten und den Gegenstand der 

Überprüfung bezeichnen und soll ein bestimmtes Begehren enthalten. (§ 11 Abs. 1 KDSGO). 

Der Ausspruch nach § 16 KDSGO (Kosten des Verfahrens) ist nur zusammen mit der 

Hauptsache anfechtbar.  

 

 

Fessler    von Cohausen-Schüssler   Dr. Tollkühn 
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